
 1/7

            DeuDeuDeuDeuttttscherscherscherscher    
GeweGeweGeweGewerrrrkkkkschaftsbundschaftsbundschaftsbundschaftsbund    
    
BundesvoBundesvoBundesvoBundesvorrrrstandstandstandstand    

    
    

 Abteilung  
Wirtschafts-, Finanz- und  
Steuerpolitik 
 

 
 
 
 

StellunStellunStellunStellunggggnahme des nahme des nahme des nahme des     
Deutschen GewerkschaftDeutschen GewerkschaftDeutschen GewerkschaftDeutschen Gewerkschaftssssbundesbundesbundesbundes    
(DGB)(DGB)(DGB)(DGB)    
 
 
 

 

• zum Gesetzentwurf zur steuerlichen Förderung von energetischen Sa-
nierungsmaßnahmen an Wohngebäuden 

 
    
    
    
anlässlich der Öffentlichen Anhörung  
des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages 
am Montag, 27. Juni 2011, 15.00 bis 17.00 Uhr,  
Paul-Löbe-Haus, Raum E 200 
    
    
    
    

Berlin, 24.06.2011Berlin, 24.06.2011Berlin, 24.06.2011Berlin, 24.06.2011    
    
    
    
    
    

 

Herausgeber: 
DGB-Bundesvorstand 
Abteilung Wirtschafts-, 
Finanz- und Steuerpolitik 
 

Verantwortlich: 
Claus Matecki 

Henriette-Herz-Platz 2 
10178 Berlin 

Fragen an: 
Dr. Mehrdad Payandeh 
Martin Stuber 
Tel.: 0 30/2 40 60-307 
Fax: 0 30/2 40 60-218 
E-Mail: mehrdad.payandeh@dgb.de 
 

 



 2/7

 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) begrüßt öffentliche und private Maßnahmen, 

die zu einer Reduktion von Energieverbrauch führen und damit auf ein Ressourcen 

schonendes Wirtschaften und Wohnen abzielen. Allerdings dürfen sie nicht einseitig 

auf Kosten der Arbeitnehmerhaushalte durchgeführt werden. Deshalb begrüßt der 

DGB das Ziel der Bundesregierung, wie gemäß den „Eckpunkten Energieeffizienz“ 

vom 27.05.2011 beabsichtigt, die energetische Gebäudesanierung deutlich auszubau-

en. In diesem Zusammenhang beschließt die Bundesregierung in den Eckpunkten 

Energieeffizienz, „bis 2050 einen nahezu klimaneutralen Gebäudebestand zu haben“. 

Das Gesetz sieht vor, mittels steuerlicher Anreize die energetische Gebäudesanierung 

von Wohngebäuden zu fördern und so dazu beizutragen, die Treibhausgasemissionen 

bis 2020 um 40 % und bis 2050 um mindestens 80 % zu senken. Hierfür ist eine lang-

fristige verlässliche Förderung der energetischen Gebäudesanierung in ausreichender 

Höhe notwendig. Die DENA hält für eine Verdopplung der Sanierungsquote auf 2 % 

bzw. 360 000 Gebäude ein Fördervolumen von 5 Mrd. Euro für erforderlich. Die bishe-

rigen Erfahrungen mit der Förderung von energieeffizientem Bauen und Sanieren mit 

finanziellen KfW-Mitteln bestätigen, dass rund 2,5 Millionen Tonnen CO2 eingespart 

wurden. Zudem konnte sich der Markt für energieeffizientes Bauen und Sanieren 

nachhaltig etablieren. 2009 und 2010 wurden in diesem Marktsegment laut „Pakt für 

Klimaschutz“ Investitionen von jeweils rund 20 Milliarden Euro angestoßen. Im Jahr 

2009 wurden 300.000 und im Jahr 2010 fast 350.000 Arbeitsplätze gesichert. Vor die-

sem Hintergrund ist eine Verdoppelung der steuerlichen und sonstigen Förderung der 

energetischen Gebäudesanierung durch die Bundesregierung unerlässlich. 

Aus Sicht des DGB ist die steuerliche Förderung von energetischen Sanierungsmaß-

nahmen eine wichtige Ergänzung zu den erfolgreichen KfW-Programmen „Energieeffi-

zient Bauen und Sanieren“ und wird vom DGB begrüßt. So werden auch Gebäudeei-

gentümer zur Sanierung motiviert, die von den bisherigen Instrumenten nicht erreicht 

wurden.  

Allerdings sieht der DGB Defizite in der konkreten Ausgestaltung der steuerlichen För-

derung im vorliegenden Gesetzentwurf: Zum einen kann die klima- und energiepoliti-

sche Effizienz der steuerlichen Instrumente noch verbessert werden. Zum anderen 

sind verteilungspolitische Verwerfungen nicht auszuschließen. Darüber hinaus  könnte 

das Gesetz bereits vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens Irritationen auf den betroffenen 

Märkten auslösen.  
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Außerdem würden die steuerlichen Anreize überproportional zulasten der Länder und 

Kommunen durchgeführt. Damit verschärfte sich die ohnehin klamme Haushaltslage 

unserer Städte und Gemeinden zusätzlich. Nicht zuletzt besteht die Gefahr, dass bei 

Mietwohnungen die Investitionskosten in Mieterhöhungen münden, aber die steuerliche 

Entlastung der Vermieter nicht an die Mieter weitergeleiten werden. Davon werden vor 

allem einkommensschwache Haushalte betroffen sein. Hier besteht die ernstzuneh-

mende Gefahr, dass die energetische Gebäudesanierung zu übermäßigen Mieterhö-

hungen führen könnte. Deshalb besteht in dieser Frage dringender Handlungsbedarf, 

um möglich Auswüchse schon im Vorfeld zu verhindern. 

Insgesamt begrüßt der DGB die Stoßrichtung des Gesetzentwurfes als wichtigen 

Schritt zu einer beschleunigten Sanierung des Gebäudebestandes, plädiert aber dafür, 

die nachstehend dargestellten Defizite zu korrigieren. 

 

Anmerkungen zum Gesetzentwurf im Einzelnen: 

Steuerpolitische Aspekte 

• Länder und Kommunen tragen die steuerliche Hauptlast  

Die geplante steuerliche Förderung von energetischen Sanierungsmaßnahmen an 

Wohngebäuden hätte laut Gesetzentwurf Steuermindereinnahmen zur Folge. Die 

Mindereinnahmen würden sich ohne Vollzugsaufwand schrittweise über 10 Jahre 

im Jahr 2022 auf einen Betrag von jährlich weit über 1,5 Milliarden Euro belaufen. 

Diese Kosten werden zu 42 % vom Bund, zu 38,3 % von den Ländern und zu 19,2 

% von den Gemeinden zu tragen sein. Damit würden Länder und Gemeinden mit 

57,5 % deutlich mehr als die Hälfte der Steuerausfälle tragen. Dem stehen ge-

samtwirtschaftlich positive Rückwirkungen durch die zusätzliche Produktion und 

Beschäftigung und die dadurch bedingten zusätzlichen Steuer- und Beitragsein-

nahmen gegenüber. 

Eine zusätzliche ergänzende Finanzierung von Maßnahmen der energetischen 

Gebäudesanierung durch die Bundesländer ist eine alte Forderung, die der DGB 

bereits seit 2001 stellt. Zusätzliche ergänzende Fördermittel reichen aber aufgrund 

regelmäßig leerer Haushaltskassen der Länder meist nur für Beratungsleistungen 

aus. Die Haushaltslage der Länder wurde durch die Aufnahme der „Schuldenbrem-

se“ in das Grundgesetz nicht entspannter. 
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Da die Länder sich im Rahmen der Schuldenbremse verpflichtet haben, bis 2020 

ohne jegliche strukturelle Kreditaufnahme auszukommen und der der Bund sogar 

ab 2016 nur noch in Höhe von 0,35 %des BIP Kredite aufnehmen darf, würden die-

se Belastungen einen zusätzlichen Konsolidierungsdruck auslösen. Diese Entwick-

lung würde die ohnehin klammen Haushalte der Kommunen noch stärker belasten 

und zulasten der sonstigen kommunalen Dienstleistungen gehen.  

Vor diesem Hintergrund fordert der DGB, dass der Bundesrat und der Bund eine 

Lösung finden, in der die Mindereinnahmen der Kommunen, die durch dieses Ge-

setz entstehen, vollständig ausgeglichen werden und die struktur- und finanz-

schwachen Länder einer geringeren Belastung als die struktur- und finanzstarken 

Länder ausgesetzt werden. Der Bund sollte den größten Teil der Mindereinnahmen 

tragen. 

 

• Die Zielgenauigkeit der steuerlichen Förderung ist noch zu verbessern 

Die Bundesregierung hat zwar die Anforderungen an die Energieberater und Sach-

verständigen im Zuge steigender energetischer Anforderungen weiterentwickelt 

und soweit möglich vereinheitlicht, um bei der Bauausführung auf ein möglichst ho-

hes und einheitliches Qualitätsniveau zu kommen. Dieser Vorstoß wird vom DGB 

begrüßt, allerdings muss die Qualität der Energieberatung und Bauausführung 

durch geeignete Qualitätssicherungsmaßnahmen kontinuierlich verbessert werden. 

Als Gradmesser für die diesbezügliche Zielgenauigkeit der im Gesetzentwurf vor-

geschlagenen steuerlichen Förderung kann die Förderung über die KfW-

Programme dienen. Im Vergleich dazu zeigt die Ausgestaltung der steuerlichen 

Förderung erhebliche Mängel. Zum einen ist die steuerliche Förderung hinsichtlich 

der Qualitätssicherung gegenüber den KfW-Programmen weniger zielgenau. Hier-

zu haben die Finanzbehörden einen einzigen möglichen Ansatzpunkt (§ 7e EStG-

E), um Qualitätskontrollen vorzunehmen. Ob die Finanzbehörden dadurch tatsäch-

lich in die Lage versetzt werden, eine ausreichende Qualitätskontrolle vorzuneh-

men, wäre zweifelhaft. Hier besteht aus Sicht des DGB ebenfalls Handlungsbedarf. 

Das Gesetz muss deshalb um die Qualitätssicherungselemente gerade vor dem 

Hintergrund der geringen Markttransparenz und wenig Kontrollmöglichkeiten für 

den Endkunden ergänzt werden. 

Zum anderen sehen die KfW-Programme förderfähige katalogisierte Maßnahmen 

sowie absolute Obergrenzen für die Förderung (z.B. maximal 9.375 Euro Investiti-
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onszuschuss pro Wohneinheit KfW-Effizienzhaus 85-Standard) vor. Beides ist für 

die steuerliche Förderung nicht vorgesehen. 

Ferner kennt die steuerliche Förderung im Vergleich zu den KfW-Programmen kei-

ne differenzierten Fördermöglichkeiten für Einzelmaßnahmen und für qualitativ un-

terschiedliche Gesamtsanierungen, sondern bietet lediglich eine Standardvariante. 

Im Vergleich zur KfW-Förderungsvielfalt kann die steuerliche Förderung eine gerin-

gere Breitenwirkung entfalten. Die steuerliche Förderung ist daher an Sanierungs-

anforderungen zu binden (z.B. ähnlich KfW-Förderung), um Anreize für eine an-

spruchsvolle Sanierung zu setzen, sonst besteht die Gefahr, dass die steuerliche 

Förderung zu weniger anspruchsvollen Sanierungen führt und sich zu einer Kon-

kurrenz für die KfW-Förderung auf schlechterem Niveau entwickeln kann.  

• Steuerliche Förderung attraktiver als KfW-Programme 

Die steuerliche Förderung der energetischen Sanierungsmaßnahmen an Wohnge-

bäuden fällt großzügiger aus als die KfW-Programme. So würde eine steuerliche 

Förderung von Sanierungsmaßnahmen in Höhe von 20.000 Euro über 10 Jahre 

den Steuerzahlbetrag des Antragstellers um 6.000 Euro bzw. um 600 Euro jährlich 

reduzieren, während die KfW-Programme für die Sanierungsmaßnahmen in der 

gleichen Höhe einen Investitionszuschuss von 2.500 Euro bzw. 12,5 % der Sanie-

rungskosten begründen. Damit können falsche und ungerechtfertigte Anreize zu-

gunsten der Bezieher höherer Einkommensgruppen gesetzt werden, die durch die 

steuerliche Förderung ihre Steuerlast gezielt reduzieren können. Ferner ist es nicht 

auszuschließen, dass nicht wenige Wohnungseigentümer, die bisher die KfW-

Förderung in Anspruch genommen hätten, nun von der Steuerförderung Gebrauch 

machen werden. Hier besteht aus Sicht des DGB ebenfalls Handlungsbedarf. Die 

Förder- und Anreizstrukturen sollen soweit wie möglichst gleiche Effekte auslösen 

und zu keiner Diskriminierung der KfW-Programme führen. 

 

 

 

Mietrechtliche und sonstige Aspekte 

Der vorliegende Gesetzentwurf hat aus Sicht des DGB auch erhebliche verteilungspoli-

tische Aspekte, die der DGB bereits in einer Stellungnahme von 06. Juni 2011 zum 
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Entwurf „Eckpunkte Energieeffizienz“ ausführlich kritisiert und seine Forderungen und 

Verbesserungsvorschläge formuliert hat (vollständige Stellungnahme: siehe Anhang).  

Darin steht: „Mit diesem steuerlichen Instrument werden 1,5 Mrd. Euro – zusätzlich zu 

den 1,5 Mrd. Euro des CO2-Gebäudesanierungsprogramms – zur Förderung der ener-

getischen Gebäudesanierung zur Verfügung gestellt, die als Steuervergünstigungen 

von Bund, Ländern und Kommunen zu tragen sind. Die damit zur Verfügung gestellten 

insgesamt 3 Mrd. Euro bedeuten allerdings auch eine hohe Verantwortung an die 

Haus- und Wohnungseigentümer, die dann nicht auch noch die Mieter zusätzlich zur 

Kasse bitten können, indem sie unbegrenzt die energetischen Sanierungskosten auf 

die Mieter abwälzen. 

Der Vermieter kann 11% seiner Sanierungskosten bereits auf die Jahresmiete umlegen 

und Kosten so entsprechend dem gültigen Mietrecht auf den Mieter überwälzen. Damit 

zum guten Schluss nicht der Mieter die gesamten Kosten der Energetischen Sanierung 

für den Hausbesitzer oder Vermieter bezahlen muss, ist eine sozial gerechte Lösung 

bei einer Novellierung des Mietrechtes in folgender Form zu verankern. Die Überwäl-

zung der energetischen Sanierung über die 11%-Regelung hinaus muss begrenzt wer-

den von der Seite der Heizkosteneinsparung. Eine Abwälzung der Sanierungskosten 

darf nur maximal in Höhe der tatsächlich eingesparten Heizkosten über die 11%-

Regelung im Mietrecht erfolgen. Damit würde der Mieter im Rahmen der eingesparten 

Heizkosten beteiligt, wobei sich die Kaltmiete maximal um den Betrag der eingesparten 

Heizkosten erhöhen könnte. Für den Mieter wäre diese Lösung aufkommensneutral, 

denn die Gesamtmiete würde dann nicht steigen. Diese Lösung schlägt der DGB der 

Bundesregierung für den Fall vor, dass eine Mietrechtsänderung begonnen wird, um 

das Mietrecht für energetische Sanierungen investitionsfreundlicher zu gestalten. 

Wenn man den Mieter wie vorgenannt im Umfang der eingesparten Heizkosten betei-

ligt, dann wäre es allerdings nicht mehr als billig, ihm im Falle steigender Heizkosten 

wegen nicht vorgenommener energetischer Sanierung auch ein Mietminderungsrecht 

einzuräumen, damit auch beim Hausbesitzer die Eigenverantwortung zur energeti-

schen Sanierung gestärkt wird. Dies wäre auch ein Beitrag, den das Mietrecht zur 

Stärkung der Eigenverantwortung der Hausbesitzer leisten kann, um das Mietrecht für 

energetische Sanierungen investitionsfreundlicher zu gestalten. (vgl. Abschnitt „Förde-

rung der energetischen Gebäudesanierung aus der Stellungnahme des DGB zu „Eck-

punkte Energieeffizienz)“. 
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(Auszug aus der Stellungnahme des DGB zum Entwurf „Eckpunkte Energieeffi-

zienz“ von 23. Juni 2011, vollständige Stellungnahme: siehe Anhang) 

 

4. Förderung der energetischen Gebäudesanierung  

      

Der DGB begrüßt die Absichtserklärung der Bundesregierung, die wie folgt lautet: 

„Wir werden eine anspruchsvolle Gebäudesanierung fördern und steuerliche Anrei-

ze für die energetische Gebäudesanierung schaffen bzw. stärker auf die energeti-

sche Gebäudesanierung ausrichten. Das CO2-Gebäudesanierungsprogramm 

nimmt mittelfristig eine herausgehobene Funktion ein.“ 

 

Richtig ist allerdings auch die Ausgangslage, die die Bundesregierung wie folgt be-

schreibt: „Die künftige Ausstattung der Förderprogramme und die steuerlichen 

Rahmenbedingungen sind mit entscheidende Elemente zur Erreichung der Ziele 

des Energiekonzepts im Gebäudebestand.“  

 

Wenn man sich die darauf folgenden vorgeschlagenen Maßnahmen genauer an-

sieht, ergeben sich doch erneut ernsthafte Zweifel, ob die Bundesregierung wirklich 

die energetische Gebäudesanierung deutlich ausbauen will. Denn Energiebera-

tung, Energetische Stadtsanierung und die Länder um eigene Fördermittel zu bit-

ten, ist mit Sicherheit nicht falsch, aber ohne Finanzmittel lässt sich in der Praxis 

keine energetische Gebäudesanierung durchführen. Der einzige Vorschlag der 

auch beabsichtigte Fördermittel ausweist, ist der zum CO2-

Gebäudesanierungsprogramm mit 1,5 Mrd. Euro, ohne zu benennen wo diese Mit-

tel herkommen sollen. Dabei muss die von 2009 auf 2011 erfolgte Kürzung der Fi-

nanzmittel von 2,4 Mrd. auf 0,936 Mrd. Euro beim CO2-

Gebäudesanierungsprogramm als Bezugspunkt dazu herhalten, um 1,5 Mrd. Euro, 

die auf dem Papier ausgewiesen sind, als beabsichtigte Aufstockung und Versteti-

gung der Finanzmittel interpretieren zu können.  

 

Deshalb wird kritisch zu beobachten sein, ob der Beschluss der Bundesregierung 

der in den Eckpunkten Energieeffizienz wie folgt lautet,  „Die Bundesregierung hat 

beschlossen, bis 2050 einen nahezu klimaneutralen Gebäudebestand zu haben; 

dafür ist die Verdoppelung der energetischen Sanierungsrate für Gebäude von der-

zeit jährlich etwa 1% auf 2% erforderlich“ , in der Praxis auch konsequent und kon-

sistent umgesetzt wird.  
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Der DGB vermisst bei der Bundesregierung im Bereich der Energetischen Gebäu-

desanierung bereits seit Längerem eine kohärente Politik, die sich von der Koaliti-

onsvereinbarung plausibel über das Energiekonzept bis hin zu den erst kürzlich 

vorgelegten „Eckpunkten Energieeffizienz“ erstreckt. 

 

1. In ihrer Koalitionsvereinbarung verspricht die Regierung die Förderung der 

Energetischen Gebäudesanierung auszuweiten und effizienter zu gestalten. 

 

2. Im Jahr 2009 erreicht die Energetische Gebäudesanierung mit 1,4 Mrd. Euro – 

durch die zusätzlichen Fördermittel von 1 Mrd. Euro aus dem Konjunkturpaket 

I für 2009 – ein erfreuliches Fördervolumen von insgesamt rund 2,4 Mrd. Euro 

mit dem Ergebnis, von rund 600 000 sanierten Wohnungen, rund 300 000 ge-

sicherten und geschaffenen Arbeitsplätzen und der Einsparung von rund 1,5 

Mio. Tonnen CO2. 

 

3. Für 2010 halbiert der zuständige Bundesbauminister die Fördermittel auf rund 

1 Mrd. Euro. 

 

4. Im Rahmen des Sparpaketes der Bundesregierung streicht der Bundesbaumi-

nister die Fördermittel für 2011 auf 450 Mio. Euro, also auf rund ein fünftel, zu-

sammen und für 2012 plant der Bundesbauminister den Absturz der Fördermit-

tel auf 0 Euro für das erfolgreiche KfW CO2-Gebäudesanierungsprogramm. 

 

Dieser Zick-Zack-Kurs ereignet sich fast zeitgleich, während die Bundesregierung 

am 28. September 2010 im Energiekonzept beschließt, „das bewährte CO2-

Gebäudesanierungsprogramm im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten besser 

auszustatten“, so steht es auf dem Papier und am 29. September 2010 verlautbart 

sie, sie wolle für 2011 zusätzlich 500 Mio. Euro zur Verfügung stellen, um die För-

derung im CO2-Gebäudesanierungsprogramm für 2011 auf rund 950 Mio. Euro 

aufzustocken. 

 

Die angekündigten 500 Mio. Euro sollten aus dem zukünftigen Sondervermögen 

„Energie- und Klimafonds EKF“ finanziert werden. Aus Sicht des DGB war selbst 

diese Finanzierung mit erheblichen  

Unsicherheiten verbunden, da die Einnahmen an vertragliche Vereinbarungen mit 

den Betreibergesellschaften von Kernkraftwerken und ihren Konzernobergesell-
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schaften gebunden waren, die wiederum von der damals juristisch noch unsiche-

ren Laufzeitverlängerung insgesamt abhing. 

 

Dies hatte gleichermaßen für die noch unsichere Finanzierung des Sondervermö-

gens EKF aus der Versteigerung von Treibhausgaszertifikaten gegolten, soweit sie 

ab 2013 über die bereits verplanten 900 Mio. Euro hinausgehen, ebenso wie für 

die Einnahmen aus der Kernbrennstoffsteuer soweit sie den Betrag von 2,3 Mrd. 

Euro jährlich übersteigen. 

 

Deshalb fordert der DGB nach wie vor die Verstetigung der Förderung der Energe-

tischen Gebäudesanierung bei der KfW auf dem 2009 erreichten Niveau in Höhe 

von mindestens 2,4 Mrd. Euro jährlich aus Haushaltsmitteln, um ein Auf und Ab 

des Fördervolumens zu vermeiden. Denn Planungssicherheit ist eine Vorausset-

zung für Investitionen und Produktion der mittelständischen Unternehmen und des 

Handwerks. Dies gilt ebenso für die Beschäftigten, denen Situationen wie Arbeit 

gefolgt von Kündigung, dann wieder Arbeit gefolgt von Kündigung, nicht zumutbar 

sind. 

 

Sollte das im Energiekonzept vorgeschlagene Sondervermögen sich ab 2013 oder 

2014 zu einer verlässlichen Förderquelle entwickeln, dann würde sich der DGB 

nicht dagegenstellen, eine sichere und zuverlässige Finanzierung aus dem Bun-

deshaushalt durch eine dann sichere und zuverlässige Finanzierung aus dem 

Sondervermögen zu ersetzen.  Die sichere und zuverlässige Finanzierung aus 

dem Sondervermögen EKF wäre allerdings vorher vom Bundesfinanzministerium, 

das als Verwalter des Sondervermögens vorgesehen ist, nachzuweisen. 

 

Im Gegensatz zu dem Zick-Zack-Kurs und den Unsicherheiten bei den bisher vor-

geschlagenen Finanzierungswegen der Bundesregierung, hat der DGB konse-

quent seit 2009 die Fortführung der Förderung des KfW-CO2-

Gebäudesanierungsprogramm auf dem erfolgreichen Niveau von 2009 in Höhe 

von 2,4 Milliarden Euro und eine Verstetigung auf diesem Niveau gefordert. Das 

Ziel der Bundesregierung die Sanierungsrate von 1% auf 2% zu verdoppeln hat 

der DGB bisher begrüßt und dafür die Verdoppelung der Fördermittel auf 5 Milliar-

den Euro jährlich als erforderlich angesehen, um das Ziel zu erreichen. Der DGB 

hat wegen der Notwendigkeit einer verlässlichen Finanzierung in beiden Fällen die 

Einstellung der Fördermittel in den Bundeshaushalt für erforderlich angesehen, da 

die Bundesregierung bisher zwar neue Förderinstrumente genannt hatte (Energie- 
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und Klimafonds EKF), aber durch rechtliche Unsicherheiten eine verlässliches Auf-

kommen nicht absehbar war. 

 

Vermutlich wegen der Unsicherheiten hat die Bundesregierung bei den „Eckpunk-

ten Energieeffizienz“ darauf verzichtet, das Sondervermögen „Energie- und Klima-

fonds“ als Finanzierungsinstrument erneut zu benennen. Allerdings wurde am 

06.06.2011 im Bundeskabinett der Gesetzentwurf  

des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermögens 

„Energie und Klimafonds“ (EKFG-ÄnderungsG) beschlossen, das eine neue Fi-

nanzierung des Sondervermögens Energie- und Klimafonds (EKF) darstellt. Dies 

wird vom DGB ausdrücklich begrüßt, da sonst die Finanzierung des CO2-

Gebäudesanierungsprogramms nicht gesichert wäre. In den Fonds sollen die ge-

samten Erlöse aus dem Emissionshandel fließen sowie Steuermittel, die den 

Fonds jährlich mit drei Milliarden € ausstatten sollen. Aus dem EKF sollen dann 

neben der Förderung von Energieeffizienz, erneuerbare Energien, Energiespei-

cher- und Netztechnologien, Klima- und Umweltschutz sowie Entwicklung der 

Elektromobilität, auch Ausgleichszuschüsse an stromintensive Unternehmen und 

das CO2-Gebäudesanierungsprogramm finanziert werden. Nicht enthalten darin ist 

das Marktanreizprogramm (MAP), das über die BAFA abgewickelt wird. 

 

In Betracht gezogene Mietrechtsänderungen 

 

Da in den „Eckpunkten Energieeffizienz“ ausdrücklich im ersten Absatz darauf hin 

gewiesen wird, „Die im Energiekonzept formulierten Ziele und Maßnahmen gelten 

uneingeschränkt fort“, ist es aus Sicht des DGB erforderlich, vorsorglich auch auf 

die Vorstellungen der Bundesregierung zu einer in Betracht gezogenen Miet-

rechtsänderung einzugehen. Zumal aktuell in der Entschließung des Bundesrates 

zur Schaffung von Anreizen und zur Beseitigung von Hemmnissen zur energeti-

schen Modernisierung von Wohnimmobilien im Antrag des Landes Hessen 

(Drucksache 336/11) vom 30. Mai 2011 zur Mietrechtsänderung aufgefordert wird. 

 

Die im Energiekonzept relativ neutral angekündigte Änderung des Mietrechts klingt 

allerdings fast wie eine Drohung an die Mieter, wenn man als Hintergrund die da-

zugehörige Verlautbarung der Bundeskanzlerin Merkel vom 29.09.2010 ernst 

nimmt. Sie hat sich dahingehend geäußert, „dass wir uns zukünftig auf steigende 

Mieten wegen der Sanierung einstellen müssten“. 
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Hier sieht der DGB noch erheblichen Klärungsbedarf  hinsichtlich einer sozial ge-

rechten Lösung. 

 

Festzustellen ist zunächst, dass die Arbeitnehmer und Mieter derzeit bereits eine 

Wohnkostenbelastung von ca. 30 bis 40% ihres Einkommens zu tragen haben, 

deshalb sollte die Bundeskanzlerin mit ihrer Bundesregierung über Entlastungen 

und nicht über zusätzliche Belastungen der Mieter nachdenken. 

 

Festzuhalten ist auch, dass es sich bei der Energetischen Gebäudesanierung im 

Wesentlichen um drei Akteure handelt, deren angemessene Beteiligung einer so-

zial gerechten Regelung bedarf. 

 

1. 1Die Hausbesitzer oder Vermieter die energetisch sanieren haben den Nutzen 

einer Wertsteigerung der Wohnung und eine zukünftig bessere Vermietbarkeit. 

 

2. Die Mieter profitieren auch durch geringere Heizkosten. 

 

3. Die Gesellschaft und damit die Bundesregierung erreicht hierdurch einen Teil 

der Klimaschutzziele, verringert durch die Absenkung des Energieverbrauchs 

ihre Importabhängigkeit vom Öl und kann durch die Energieeinsparung die 

Brücke in das erneuerbare Energiezeitalter verkürzen. 

 

Die Bundesregierung muss deshalb die öffentliche Förderung für Hausbesitzer 

und Vermieter deutlich ausweiten, dies kann z.B. durch zinsgünstige Kredite, di-

rekte Zuschüsse, Restschulderlass sowie durch steuerliche Anreize zur Förderung 

der Sanierung erreicht werden.  

 

Deshalb begrüßt der DGB den Entwurf des Gesetzes zur steuerlichen Förderung 

von energetischen Sanierungsmaßnahmen an Wohngebäuden (Drucksache 

17/6074), der von der Bundesregierung am 06.06.2011 im Kabinett beschlossen 

wurde. Vermieter können demnach ab 01.01.2012 jährlich 10 % der Investitions-

kosten für energetische Gebäudemodernisierungsmaßnahmen absetzen. Bei pri-

vat genutztem Eigentum können die Aufwendungen als Sonderausgaben bei der 

Steuer geltend gemacht werden. (§§ 7 bzw. 10 EkStG). Voraussetzung ist, dass 

der jährliche Primärenergiebedarf  85% des nach der EnEV errechneten Wertes 

für Referenzgebäude nicht überschreitet, Nachweis nach § 21 EnEV. 
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Mit diesem steuerlichen Instrument werden 1,5 Mrd. Euro zusätzlich, zu den 1,5 

Mrd. Euro des CO2-Gebäudesanierungsprogramms, zur Förderung der energeti-

schen Gebäudesanierung zur Verfügung gestellt, die als Steuervergünstigungen 

von Bund, Länder und Kommunen zu tragen sind. Die damit zur Verfügung gestell-

ten insgesamt 3 Mrd. Euro bedeuten allerdings auch eine hohe Verantwortung an 

die Haus- und Wohnungseigentümer, die dann nicht auch noch die Mieter zusätz-

lich zur Kasse bitten können, indem sie unbegrenzt die energetischen Sanierungs-

kosten auf die Mieter abwälzen. 

 

Der Vermieter kann bereits seine Sanierungskosten mit 11% der Kosten auf die 

Jahresmiete umlegen und auf den Mieter entsprechend dem gültigen Mietrecht 

überwälzen. Damit zum guten Schluss nicht der Mieter die gesamten Kosten der 

Energetischen Sanierung für den Hausbesitzer oder Vermieter bezahlen muss, ist 

eine sozial gerechte Lösung bei einer Novellierung des Mietrechtes in folgender 

Form zu verankern. Die Überwälzung der energetischen Sanierung über die 11%-

Regelung, muss begrenzt werden von der Seite der Heizkosteneinsparung. Eine 

Abwälzung der  

Sanierungskosten dürfen nur maximal in Höhe der tatsächlich eingesparten Heiz-

kosten über die 11%-Regelung im Mietrecht erfolgen. Damit würde der Mieter im 

Rahmen der eingesparten Heizkosten beteiligt, wobei sich die Kaltmiete maximal 

um den Betrag der eingesparten Heizkosten erhöhen könnte. Für den Mieter wäre 

diese Lösung aufkommensneutral, denn die Gesamtmiete würde dann nicht stei-

gen. Diese Lösung schlägt der DGB der Bundesregierung für den Fall vor, dass 

eine Mietrechtsänderung begonnen wird, um das Mietrecht für energetische Sa-

nierungen investitionsfreundlicher zu gestalten. 

 

Wenn man den Mieter wie vorgenannt im Umfang der eingesparten Heizkosten 

beteiligt, dann wäre es allerdings nicht mehr als billig, ihm im Falle steigender 

Heizkosten wegen nicht vorgenommener energetischer Sanierung auch ein Miet-

minderungsrecht einzuräumen, damit auch beim Hausbesitzer die Eigenverant-

wortung zur energetischen Sanierung gestärkt wird. Dies wäre auch ein Beitrag, 

den das Mietrecht zur Stärkung der Eigenverantwortung der Hausbesitzer leisten 

kann, um das Mietrecht für energetische Sanierungen investitionsfreundlicher zu 

gestalten. 

 

Aus Sicht des DGB ist es zu begrüßen, wenn die Bundesregierung die Anforde-

rungen an die Energieberater und Sachverständigen im Zuge steigender energeti-

Gelöscht: darf
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scher Anforderungen weiterentwickelt und soweit möglich vereinheitlicht, um bei 

der Bauausführung auf ein möglichst hohes und einheitliches Qualitätsniveau zu 

kommen. Durch geeignete Qualitätssicherungsmaßnahmen sind außerdem die 

Qualität der Energieberatung und Bauausführung kontinuierlich zu verbessern. 

 

Eine zusätzliche ergänzende Finanzierung von Maßnahmen der energetischen 

Gebäudesanierung durch die Bundesländer ist eine alte Forderung, die der DGB 

bereits seit 2001 einfordert. Zusätzliche ergänzende Fördermittel aber regelmäßig 

durch leere Haushaltskassen der Länder meist nur für Beratungsleistungen aus-

reichen. 
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I. Vorbemerkung 

 

Mit dem Energiekonzept vom 28.09.2010 hat die Bundesregierung Leitlinien für eine 

umweltschonende, zuverlässige und bezahlbare Energieversorgung formuliert und den 

Weg in das Zeitalter der erneuerbaren Energien beschrieben. Durch den inzwischen 

beschlossenen Atomausstieg ist die Ausgestaltung des Weges in eine zukunftsfähige 

Energieversorgung und in das Zeitalter der erneuerbaren Energien durch zum Teil 

deutliche Änderungen bis hin zur Kehrtwende geprägt. 

 

Die Energieeffizienz hat, insbesondere im Bereich der energetischen Gebäudesanie-

rung, durch das hohe Potential an Energieeinsparung eine zusätzliche Bedeutung er-

reicht. In diesem Bereich hat die Senkung des Wärmebedarfs und die Verwendung 

erneuerbarer Energien zusätzliche  Arbeitsplätze in erheblichem Umfang geschaffen, 

einen Beitrag zu den Klimaschutzzielen und zur Reduktion der Öl-Importabhängigkeit 

geleistet, die Heizkostenrechnung gesenkt und dem Staat Mehreinnahmen durch Steu-

ern und Abgaben gebracht und staatliche Ausgaben für Arbeitslose gesenkt. 

 

Hinzu kommt, dass die energetische Gebäudesanierung durch die Energieeinsparung 

zu einem wichtigen Baustein zur Verkürzung der Brücke in das erneuerbare Energie-

zeitalter wird. Denn Energie die nicht verbraucht wird, muss weder fossil noch regene-

rativ erzeugt werden. 

 

Deshalb begrüßt der DGB das Ziel der Bundesregierung, die gemäß den „Eckpunkten 

Energieeffizienz“ vom 27.05.2011 beabsichtigt, die energetische Gebäudesanierung 

deutlich auszubauen. 

 

Allerdings wird kritisch zu beobachten sein, ob der Beschluss der Bundesregierung, 

der in den Eckpunkten Energieeffizienz wie folgt lautet,  „Die Bundesregierung hat be-

schlossen, bis 2050 einen nahezu klimaneutralen Gebäudebestand zu haben; dafür ist 

die Verdoppelung der energetischen Sanierungsrate für Gebäude von derzeit jährlich 

etwa 1% auf 2% erforderlich“ , in der Praxis auch konsequent und konsistent umge-

setzt wird. Zumal eine von 2009 auf 2011 erfolgte Kürzung der Finanzmittel von 2,4 

Mrd. auf 0,936 Mrd. Euro beim CO2-Gebäudesanierungsprogramm bereits in den Eck-

punkten Energieeffizienz dazu herhalten muss, um 1,5 Mrd. Euro, die auf dem Papier 

ausgewiesen sind, als beabsichtigte Aufstockung und Verstetigung der Finanzmittel 

interpretieren zu können.  
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Noch drastischer verlief die Klientelpolitik der Bundesregierung im Energiekonzept bei 

der Finanzmittelausstattung, die offensichtlich durch Kürzung der Fördermittel den gro-

ßen Energiekonzernen das Geschäft nicht schmälern will. 

 

Am 28. September 2010 beschließt die Bundesregierung im Energiekonzept, „das be-

währte CO2-Gebäudesanierungsprogramm im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten 

besser auszustatten“, so steht es auf dem Papier und am 29. September 2010 verlaut-

bart sie, sie wolle für 2011 zusätzlich 500 Mio. Euro zur Verfügung stellen, um die För-

derung im CO2-Gebäudesanierungsprogramm für 2011 auf rund 950 Mio. Euro aufzu-

stocken. In der realen Welt halbiert der Bundesbauminister fast zeitgleich für 2010 die 

Fördermittel auf 1 Milliarde Euro, im Rahmen des Sparpaketes der Bundesregierung 

streicht der Bundesbauminister die Fördermittel für 2011 auf 450 Millionen Euro, also 

ein Fünftel zusammen und plante für 2012 den völligen Absturz der Förderung auf 0 

Euro. 

 

Im Gegensatz dazu hat der DGB konsequent seit 2009 die Fortführung der Förderung 

des KfW-CO2-Gebäudesanierungsprogramms auf dem erfolgreichen Niveau von 2009 

in Höhe von 2,4 Milliarden Euro und eine Verstetigung auf diesem Niveau gefordert. 

Das Ziel der Bundesregierung, die Sanierungsrate von 1% auf 2% zu verdoppeln, hat 

der DGB bisher begrüßt und dafür die Verdoppelung der Fördermittel auf 5 Milliarden 

Euro jährlich als erforderlich angesehen, um das Ziel zu erreichen. Der DGB hat wegen 

der Notwendigkeit einer verlässlichen Finanzierung in beiden Fällen die Einstellung der 

Fördermittel in den Bundeshaushalt für erforderlich angesehen, da die Bundesregie-

rung bisher zwar neue Förderinstrumente genannt hatte (Energie- und Klimafonds), 

aber durch rechtliche Unsicherheiten eine verlässliches Aufkommen nicht absehbar 

war. 

 

Auf europäischer und nationaler Ebene ist für ein anspruchsvolles verbindliches Maß-

nahmenpaket zur Steigerung der Energieeffizienz zu prüfen, ob bereits vorhandene 

Instrumente, wie z. B. die „Europäische Blume“ und der „Blaue Engel“ insbesondere für 

hohe Effizienzstandards bei Produkten auf Lebenszykluskostenbasis mit anspruchsvol-

ler Kennzeichnung und für die öffentliche Beschaffung, genutzt werden können. Dies 

gilt gleichermaßen für die Einführung von Energiemanagementsystemen in der Indust-

rie und Maßnahmen zur Erreichung des EU Energieeffizienzziels bis 2020, hinsichtlich 

der Prüfung vorhandener Instrumente, wie z. B. das Europäische Umweltmanagement 

und Audit System EMAS mit seinen zugelassenen Umweltgutachtern, die diese Aufga-

ben übernehmen könnten.  
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Zur optimalen Förderung der Energieeffizienz gehört nach Ansicht des DGB die Be-

trachtung der gesamten Energieumwandlungskette, beginnend bei der Erzeugung. 

Leider wird die Erhöhung der Energieeffizienz bei der Strom- und Wärmeerzeugung 

von der Bundesregierung nicht thematisiert. Dabei bietet der Ausbau der effizienten 

Erzeugungstechnologie Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) hier hervorragende Ansätze. 

Dies hat auch die EU-Kommission in ihrem Energieeffizienz-Aktionsplan hervorgeho-

ben und die Mitgliedsstaaten aufgefordert, verbindliche Pläne zur Förderung der KWK 

vorzulegen. Die  

Bundesregierung hat dies bislang in keinster Weise aufgegriffen, weder im Energie-

konzept 2010 noch angemessen in der Novelle des Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetzes 

(KWK-G). In dem Begleitpapier zu  

den Beschlüssen des 6.6.2011 zur Energiepolitik „Der Weg zur Energie der Zukunft – 

sicher, bezahlbar und umweltfreundlich.“ Eckpunkte zur Novellierung des KWK-G wur-

den im Zusammenhang mit dem Beschlusspaket vom 6.6.2011 angekündigt, sie befin-

den sich auch in Abstimmung der beiden verantwortlichen Häusern BMWi und BMU. 

Da sie sich in der Vorstellung des Energiepaketes vom 6.6.2011 jedoch zur Überra-

schung des DGB nicht wiederfinden, stellt sich die Frage umso schärfer: Warum ver-

weigert die Bundesregierung die Anerkennung der KWK als effiziente Erzeugungs-

technologie? 

 

Der DGB stellt jedenfalls fest, dass eine erschöpfende Behandlung des Themas Ener-

gieeffizienz ohne den Ausbau der Förderung der KWK als Effizienztechnologie auf der 

Erzeugungsseite die Behandlung der Energieeffizienz  nicht möglich ist und fordert 

entschieden die Bundesregierung auf, Eckpunkte zur verbesserten Förderung der 

KWK unverzüglich vorzulegen. Auch die Ethikkommission hat in ihrem Bericht die zu-

künftig steigende Bedeutung der Kraft-Wärme-Kopplung hervorgehoben. 

 

Kraft-Wärme-Kopplung als hocheffiziente Form der Strom- und Wärmeerzeugung bil-

det  einen wichtigen Eckstein für eine auf Effizienz und erneuerbare Energien ausge-

richtete Energiewirtschaft der Zukunft. Im Bereich der Stromerzeugung sind dezentrale 

gasbetriebene KWK-Anlagen ideal geeignet zur Ausregelung volatiler regionaler Ein-

speisung von Wind- und Solarenergie.  Wärmelieferung aus hocheffizienter KWK ist 

aufgrund des minimierten Primärenergieeinsatzes gleichzeitig in der Lage, in geeigne-

ter Kombination mit Gebäudedämm-Maßnahmen  das Ziel des Energiekonzeptes von 

September 2010, den Wärme-Energiebedarf von Gebäuden bis 2050  zu minimieren, 

kostengünstig und versorgungssicher zu erreichen.  
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Potenzialuntersuchungen beispielsweise des Bremer Energie-Institutes im Auftrag des 

Bundeswirtschaftsministeriums  oder des Energiewirtschaftlichen Institutes der Univer-

sität Stuttgart kommen einhellig zu dem Ergebnis, dass sich der Anteil der KWK zur 

Wärmeversorgung des Gebäudebestandes und der Industrie trotz insgesamt sinkender 

Wärmenachfrage mehr als verdreifachen könnte. Dies würde auch den Anteil der KWK 

an der Stromerzeugung von heute 13% entsprechend beeinflussen. Die in diesen Ta-

gen zur Veröffentlichung anstehenden Ergebnisse des Monitoring des KWK-G 2009 

lassen indessen befürchten, dass die KWK derzeit nicht ausreichend ausgebaut wird. 

Dies wäre aber erforderlich, auch um das im Gesetz festgelegte Ziel eines Anteils von 

25% an der Stromerzeugung des Jahres 2020 zu erreichen.   

 

Die in den letzten Jahren trotz Verabschiedung des KWK-G 2009 widersprüchlichen 

politischen Signale bezüglich der KWK, beispielsweise durch Einbeziehung der KWK-

Wärme in den Emissionshandel und die Energiebesteuerung der KWK-Wärme im Jahr 

2010, haben wesentlich zu der nach wie vor anhaltenden Investitionszurückhaltung 

industrieller Betriebe wie öffentlicher Energieversorger bei der Modernisierung und 

dem Ausbau der KWK geführt. Hinzu kommen anhaltend hohe Erdgaspreise, die nicht 

ausreichend durch Strompreiserhöhungen kompensiert werden können (Gas- Strom-

preis-Spread reduziert sich). 

 

Um diese Investitionshemmnisse zu überwinden, schlagen wir vor, den Fördermecha-

nismus des KWK-G 2009 im wesentlichen beizubehalten, indessen einzelne Parameter 

anzupassen, um Investitionen in die Modernisierung und den Ausbau von KWK-

Anlagen entsprechend den heutigen Bedingungen wirtschaftlich zu ermöglichen. Im 

Einzelnen sollten der Zeitraum der dauerhaften Inbetriebnahme einer geförderten 

KWK-Anlage bis mindestens 2020 erweitert werden, und die Modernisierung sollte 

auch dann gefördert werden, wenn fünfzig Prozent der Kosten für eine Neuanlage nicht 

überschritten werden. Die verschlechterten Bedingungen am Gasmarkt und die ge-

nannten Nachteile durch Regulierung erfordern des Weiteren eine Erhöhung der Boni 

um mindestens 0,5 Cent pro Kilowattstunde KWK-Strom. Auch der Ausbau der Fern- 

und Nahwärmenetze sollte effizienter und umfangreicher als bisher unterstützt werden. 

 

Um die KWK-Ausbauziele zu erreichen, müssen auch neue Wärmesenken erschlossen 

werden. In Ballungszentren ist dazu die Zusammenführung bestehender Fernwärme-

netze zu fördern. Das wäre ein wichtiger Beitrag zur CO2-Reduzierung in der Wärme-

erzeugung. 
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Die durch die Kombination mit volatilen erneuerbaren Energien zur Stromerzeugung 

erforderliche geänderte Fahrweise lässt keine gesicherten Angaben mehr über die 

jährlich erreichten Volllaststunden zu. Dies erfordert, dass die Begrenzung des Förder-

zeitraums zukünftig sinnvoll nicht mehr auf Jahre bezogen werden sollte, sondern nur 

noch auf Volllaststunden. Hier könnte eine Staffelung zweckmäßig sein, die je nach 

Einsatzweise und erreichter Effizienz der Anlage zwischen, wie bisher 30 000, und  

60 000 Volllaststunden variiert, um einen zusätzlichen Effizienzanreiz zu setzen. Die 

zur Ausregelung volatiler Einspeiser erforderliche strommarktorientierte Fahrweise 

setzt zur kontinuierlichen Aufrechterhaltung der Wärmeversorgung den Bau von zu-

sätzlichen Wärmespeichern voraus. Deren Förderung muss allerdings neu in das Ge-

setz aufgenommen werden. 

 

Die am Ausbau und der Modernisierung interessierten Energieversorger und Industrie-

unternehmen warten dringend auf ein positives Zeichen der Politik, dass KWK im zu-

künftigen Energiemix die erforderliche Rolle als hocheffiziente Stromerzeugung ein-

nehmen soll. Die Vorlage von Eckpunkten entsprechend unseren Vorschlägen zeit-

gleich mit dem umfassenden Gesetzespaket zur zukünftigen Energiepolitik, könnte 

dafür ein wichtiges Signal setzen, dem dann zum 1.1.2012 eine entsprechende Geset-

zesnovellierung zum 1.1.2012 folgen sollte. Dadurch würden auch zahlreiche Arbeits-

plätze in der Energiewirtschaft gesichert und neu geschaffen. 

 

II. Im Einzelnen 

 

1. Effizienzstandards für Gebäude (Energieeinsparrecht)  

 

Bei der im Energiekonzept umfassend angelegten Modernisierungsoffensive zur Errei-

chung eines nahezu klimaneutralen Gebäudebestandes (Minderung des Primärener-

giebedarfs um 80%) und zur Weiterentwicklung beim Energieeinsparrecht ist für den 

DGB zentral wichtiger Gesichtspunkt, dass bei den Anforderungen an Gebäude grund-

sätzlich zwischen Gebäudebestand (Bauzustand und Alter) und Neubau unterschieden 

werden muss. Damit ist dem verfassungsrechtlichen garantiertem Grundsatz der Ver-

hältnismäßigkeit Rechnung zu tragen, wie das grundsätzlich auch in der geltenden 

Rechtsprechung  

im Umweltrecht oder im Bereich der Anlagengenehmigung (BImSchG) zum Tragen 

kommt. Die wirtschaftliche Vertretbarkeit muss im Verhältnis zu der beabsichtigten 

Maßnahme stehen, wenn der Anspruch auf verfassungsmäßige Rechtsmäßigkeit Be-
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stand haben soll. Der daraus resultierende Bestandsschutz kann nicht einseitig bei 

industriellen Anlagen in Anspruch genommen werden, aber im Bereich privaten Ge-

bäudebesitzes außer Kraft gesetzt werden. Notwendige Rechtskonformität ergibt sich 

zwangsläufig auch aus der verfassungsmäßigen garantierten Gleichbehandlung von 

gleichen Sachverhalten. Darüber hinaus wird dadurch auch verhindert, dass aus ord-

nungsrechtliche Anforderungen, ohne Absicht des Gesetzgebers, sich stillschweigende 

Enteignungen entwickeln können, die sozial nicht vertretbar sind. Zum Beispiel, wenn 

Gebäude- oder Wohneigentum zur Alterssicherung erworben wurde, können erforderli-

che Investitionen im Gebäudebestand leicht 70.000 bis 100.000 Euro erreichen und 

den Eigentümer überfordern, wenn die Minderung des Primärenergiebedarfs um 80% 

rechtlich gefordert ist. Ein Rentner der nicht über dieses Kapital verfügt, kann - nach 

heutigen Erfahrungen mit Banken - ab einem Alter von 60 bis 70 Jahren nicht mehr mit 

einem Kredit in dieser Größenordnung rechnen. Er wäre dann bei solchen ordnungs-

rechtlichen Anforderungen gezwungen, sein Wohneigentum und damit seine Alterssi-

cherung zu verkaufen, um die ordnungsrechtlichen Anforderungen erfüllen zu können. 

Dies wäre nicht nur sozial nicht vertretbar, sondern wäre auch eine nicht akzeptable 

stillschweigende Enteignung, für die dem Gesetzgeber keine gesetzlichen Grundlagen 

eingeräumt wurden. 

 

Grundsätzlich sollten ordnungsrechtliche Maßnahmen dem Neubau vorbehalten blei-

ben und der Gebäudebestand durch Anreizförderung vorangebracht werden, wie z. B. 

zinsgünstige Kredite, direkte Zuschussfinanzierung, höhere Förderung für ambitionierte 

energetische Sanierungsmaßnahmen, steuerliche Erleichterungen und Abschrei-

bungsmöglichkeiten, etc. Wenn ordnungsrechtliche Maßnahmen dennoch im Gebäu-

debestand ergriffen werden, sind diese sozialverträglich zu gestalten. 

 

Die EU Gebäuderichtlinie trägt dieser Rechtsauffassung Rechnung, indem sie diesen 

Niedrigstenergiestandard nur für Neubauten ab 2020 zwingend vorschreibt. Deshalb 

sollte die Bundesregierung diesen Sachverhalt auch bei der Novellierung des Energie-

einsparrechts für Gebäude, insbesondere für den Gebäudebestand berücksichtigen, 

dies gilt gleichermaßen für bereits vorgeschlagene Nachrüstpflichten von Bestandsge-

bäuden im Rahmen der Arbeiten zur Novelle der EnEV 2012. 

 

Bei der vorgesehenen Weiterentwicklung des Energieausweises geht der DGB davon 

aus, dass die Bundesregierung zukünftig nur noch den Energiebedarfsausweis als 

sachlich zuverlässigen Ausweis vorschreibt, zumal die Bundesregierung in den „Eck-

punkten Energieeffizienz“ zutreffend auch nur die Begriffe der Minderung des Energie-
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bedarfs oder Minderung des Primärenergiebedarfs verwendet. Die bisher von der Bun-

desregierung zugelassene Form des Energieverbrauchsausweis führt nur in die Irre, 

indem z. B. die Wohnung eines Single-Haushaltes ohne durchgeführte Maßnahmen 

der energetischen Gebäudesanierung, dennoch als energetisch sanierte Wohnung 

erscheint, wenn der Single im Winter zu seiner Freundin zieht und in seiner Wohnung 

die Heizung abstellt. Dies ist aber nur ein Beispiel von vielen Irritationen die mit einem 

Energieverbrauchsausweis möglich sind und sollte daher beendet werden. 

 

Ländervollzug Energieeinsparverordnung 

 

In den Eckpunkten Energieeffizienz sind folgende Sachverhalte aufgeführt:  

„Bund und Länder haben den Vollzug der EnEV in den letzten Jahren verbessert.  

Der Bund hat mit der EnEV 2009 die Verantwortlichkeit der am Bau Beteiligten ausge-

dehnt, den Ordnungswidrigkeitentatbestand erweitert, die Unternehmererklärung über 

die Einhaltung der EnEV-Vorschriften eingeführt sowie die Schornsteinfeger mit Prüf- 

und Hinweisaufgaben betraut.  

Die EU-Gebäuderichtlinie (2010) verlangt zusätzliche Maßnahmen, z. B. öffentlich-

keitswirksame Ausdehnung der Aushangpflicht für Energieausweise, Einführung eines 

unabhängigen Kontrollsystems für Energieausweise, Vorgaben zur Qualitätssicherung 

der Energieausweise und Stichprobenkontrollen die umzusetzen sind. 

Die Länder werden aufgefordert, eine gemeinsame Muster-EnEV-

Umsetzungsverordnung zu erarbeiten.“ 

 

In Anbetracht der Tatsache, dass die EnEV in Bundesrat nicht zustimmungspflichtig ist, 

erscheinen diese vorgenannten Maßnahmen aus Sicht des DGB plausibel und ausrei-

chend. 

 

 

2. Öffentliche Beschaffung  

 

Der DGB begrüßt grundsätzlich die Absicht der Bundesregierung bei der öffentlichen 

Beschaffung hohe Energieeffizienzkriterien als ein wichtiges Kriterium bei der Vergabe 

öffentlicher Aufträge für Produkte und Dienstleistungen rechtlich verbindlich zu veran-

kern. 

Allerdings sind für den DGB Energieeffizienzkriterien nur ein wichtiges Kriterium, des-

halb sind ergänzend auch soziale und ökologische Kriterien als weitere wichtige Krite-

rien gleichermaßen bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen für Produkte und 
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Dienstleistungen rechtlich verbindlich zu verankern. Beispiele hierfür sind, Ressour-

ceneffizienz, Tariftreue, Einhaltung der universellen Menschenrechte der ILO, abfall-

arme und schadstoffarme Produkte, etc. 

 

Bund , Länder und Kommunen sollten diese Kriterien soweit möglich rechtlich verbind-

lich verankern und die heute bereits bestehenden Spielräume bei der öffentlichen Be-

schaffung ausschöpfen, wobei eine Kompetenzstelle des Bundes für nachhaltige Be-

schaffung für Bund Länder und Kommunen durchaus hilfreich sein kann. 

 

 

 

3. Öffentliche Gebäude  

 

Bundesbauten 

 

Der DGB begrüßt, dass die Bundesregierung beabsichtigt bei künftigen Neubauten 

und bestehenden Liegenschaften eine Vorbildfunktion bei der Reduzierung des 

Energieverbrauchs einzunehmen. 

 

Ob es allerdings ausreichend ist, einen energetischen Sanierungsfahrplan für Bun-

desgebäude zu erarbeiten, das Energieeinsparprogramm Bundesliegenschaften 

weiter zu führen und alle Neubauten des Bundes ab 2012 nach „Niedrigstenergie-

gebäude-Standard“ zu errichten, ohne eine dafür vorgesehene Finanzierung aus-

zuweisen oder dafür entsprechende Fördermittel einzustellen, lässt doch erhebli-

che Zweifel an der Ernsthaftigkeit dieser Eckpunkte der Bundesregierung aufkom-

men. 

 

Die grundsätzliche Contracting-Eignung aller Liegenschaften mit Energiekosten 

von mehr als 100.000 € pro Jahr soll innerhalb von 5 Jahren geprüft und Contrac-

ting unter Beachtung der Wirtschaftlichkeit umgesetzt werden. Ohne ausreichende 

finanzielle Mittel kann man durchaus das Contracting-Verfahren in Betracht ziehen, 

man muss sich aber darüber im Klaren sein, dass dieses Verfahren  

mindestens eine Kostensteigerung von 20% nach sich zieht, denn die Investoren 

wollen natürlich eine auskömmliche Verzinsung ihres Kapitals. Deshalb wäre zu-

mindest auch zu prüfen, ob eine eigene Finanzierung aus Steueraufkommen lang-

fristig den Staat nicht billiger kommt. Es ist überhaupt nicht einzusehen, dass Ban-

ken wie selbstverständlich Rettungsschirme mit einer Größenordnung von rund 500 
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Mrd. Euro entgegennehmen, ohne sich anschließend besonders an den notwendi-

gen staatlichen Zukunftsaufgaben zu beteiligen. Deshalb wäre nicht nur für diesen 

speziellen Fall, sondern insgesamt für die Finanzierung von Maßnahmen aus den 

Eckpunkten Energieeffizienz über die Einführung und teilweisen Verwendung einer 

Finanztransaktionssteuer ernsthaft zu beraten. 

 

Länder 

 

Für Länder und Kommunen gilt das vorgenannte gleichermaßen hinsichtlich der er-

forderlichen Finanzierung. 

 

4. Förderung der energetischen Gebäudesanierung  

      

Der DGB begrüßt die Absichtserklärung der Bundesregierung, die wie folgt lautet: 

„Wir werden eine anspruchsvolle Gebäudesanierung fördern und steuerliche Anrei-

ze für die energetische Gebäudesanierung schaffen bzw. stärker auf die energeti-

sche Gebäudesanierung ausrichten. Das CO2-Gebäudesanierungsprogramm nimmt 

mittelfristig eine herausgehobene Funktion ein.“ 

 

Richtig ist allerdings auch die Ausgangslage, die die Bundesregierung wie folgt be-

schreibt: „Die künftige Ausstattung der Förderprogramme und die steuerlichen 

Rahmenbedingungen sind mit entscheidende Elemente zur Erreichung der Ziele 

des Energiekonzepts im Gebäudebestand.“  

 

Wenn man sich die darauf folgenden vorgeschlagenen Maßnahmen genauer an-

sieht, ergeben sich doch erneut ernsthafte Zweifel, ob die Bundesregierung wirklich 

die energetische Gebäudesanierung deutlich ausbauen will. Denn Energieberatung, 

Energetische Stadtsanierung und die Länder um eigene Fördermittel zu bitten, ist 

mit Sicherheit nicht falsch, aber ohne Finanzmittel lässt sich in der Praxis keine 

energetische Gebäudesanierung durchführen. Der einzige Vorschlag der auch be-

absichtigte Fördermittel ausweist, ist der zum CO2-Gebäudesanierungsprogramm 

mit 1,5 Mrd. Euro, ohne zu benennen wo diese Mittel herkommen sollen. Dabei 

muss die von 2009 auf 2011 erfolgte Kürzung der Finanzmittel von 2,4 Mrd. auf 

0,936 Mrd. Euro beim CO2-Gebäudesanierungsprogramm als Bezugspunkt dazu 

herhalten, um 1,5 Mrd. Euro, die auf dem Papier ausgewiesen sind, als beabsichtig-

te Aufstockung und Verstetigung der Finanzmittel interpretieren zu können.  

 



 24/7

Deshalb wird kritisch zu beobachten sein, ob der Beschluss der Bundesregierung 

der in den Eckpunkten Energieeffizienz wie folgt lautet,  „Die Bundesregierung hat 

beschlossen, bis 2050 einen nahezu klimaneutralen Gebäudebestand zu haben; da-

für ist die Verdoppelung der energetischen Sanierungsrate für Gebäude von derzeit 

jährlich etwa 1% auf 2% erforderlich“ , in der Praxis auch konsequent und konsistent 

umgesetzt wird.  

 

Der DGB vermisst bei der Bundesregierung im Bereich der Energetischen Gebäu-

desanierung bereits seit Längerem eine kohärente Politik, die sich von der Koaliti-

onsvereinbarung plausibel über das Energiekonzept bis hin zu den erst kürzlich vor-

gelegten „Eckpunkten Energieeffizienz“ erstreckt. 

 

5. In ihrer Koalitionsvereinbarung verspricht die Regierung die Förderung der 

Energetischen Gebäudesanierung auszuweiten und effizienter zu gestalten. 

 

6. Im Jahr 2009 erreicht die Energetische Gebäudesanierung mit 1,4 Mrd. Euro – 

durch die zusätzlichen Fördermittel von 1 Mrd. Euro aus dem Konjunkturpaket I 

für 2009 – ein erfreuliches Fördervolumen von insgesamt rund 2,4 Mrd. Euro 

mit dem Ergebnis, von rund 600 000 sanierten Wohnungen, rund 300 000 gesi-

cherten und geschaffenen Arbeitsplätzen und der Einsparung von rund 1,5 Mio. 

Tonnen CO2. 

 

7. Für 2010 halbiert der zuständige Bundesbauminister die Fördermittel auf rund 1 

Mrd. Euro. 

 

8. Im Rahmen des Sparpaketes der Bundesregierung streicht der Bundesbaumi-

nister die Fördermittel für 2011 auf 450 Mio. Euro, also auf rund ein fünftel, zu-

sammen und für 2012 plant der Bundesbauminister den Absturz der Fördermit-

tel auf 0 Euro für das erfolgreiche KfW CO2-Gebäudesanierungsprogramm. 

 

Dieser Zick-Zack-Kurs ereignet sich fast zeitgleich, während die Bundesregierung 

am 28. September 2010 im Energiekonzept beschließt, „das bewährte CO2-

Gebäudesanierungsprogramm im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten besser 

auszustatten“, so steht es auf dem Papier und am 29. September 2010 verlautbart 

sie, sie wolle für 2011 zusätzlich 500 Mio. Euro zur Verfügung stellen, um die För-

derung im CO2-Gebäudesanierungsprogramm für 2011 auf rund 950 Mio. Euro auf-

zustocken. 
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Die angekündigten 500 Mio. Euro sollten aus dem zukünftigen Sondervermögen 

„Energie- und Klimafonds EKF“ finanziert werden. Aus Sicht des DGB war selbst 

diese Finanzierung mit erheblichen  

Unsicherheiten verbunden, da die Einnahmen an vertragliche Vereinbarungen mit 

den Betreibergesellschaften von Kernkraftwerken und ihren Konzernobergesell-

schaften gebunden waren, die wiederum von der damals juristisch noch unsicheren 

Laufzeitverlängerung insgesamt abhing. 

 

Dies hatte gleichermaßen für die noch unsichere Finanzierung des Sondervermö-

gens EKF aus der Versteigerung von Treibhausgaszertifikaten gegolten, soweit sie 

ab 2013 über die bereits verplanten 900 Mio. Euro hinausgehen, ebenso wie für die 

Einnahmen aus der Kernbrennstoffsteuer soweit sie den Betrag von 2,3 Mrd. Euro 

jährlich übersteigen. 

 

Deshalb fordert der DGB nach wie vor die Verstetigung der Förderung der Energe-

tischen Gebäudesanierung bei der KfW auf dem 2009 erreichten Niveau in Höhe 

von mindestens 2,4 Mrd. Euro jährlich aus Haushaltsmitteln, um ein Auf und Ab 

des Fördervolumens zu vermeiden. Denn Planungssicherheit ist eine Vorausset-

zung für Investitionen und Produktion der mittelständischen Unternehmen und des 

Handwerks. Dies gilt ebenso für die Beschäftigten, denen Situationen wie Arbeit 

gefolgt von Kündigung, dann wieder Arbeit gefolgt von Kündigung, nicht zumutbar 

sind. 

 

Sollte das im Energiekonzept vorgeschlagene Sondervermögen sich ab 2013 oder 

2014 zu einer verlässlichen Förderquelle entwickeln, dann würde sich der DGB 

nicht dagegenstellen, eine sichere und zuverlässige Finanzierung aus dem Bun-

deshaushalt durch eine dann sichere und zuverlässige Finanzierung aus dem Son-

dervermögen zu ersetzen.  Die sichere und zuverlässige Finanzierung aus dem 

Sondervermögen EKF wäre allerdings vorher vom Bundesfinanzministerium, das 

als Verwalter des Sondervermögens vorgesehen ist, nachzuweisen. 

 

Im Gegensatz zu dem Zick-Zack-Kurs und den Unsicherheiten bei den bisher vor-

geschlagenen Finanzierungswegen der Bundesregierung, hat der DGB konsequent 

seit 2009 die Fortführung der Förderung des KfW-CO2-

Gebäudesanierungsprogramm auf dem erfolgreichen Niveau von 2009 in Höhe von 

2,4 Milliarden Euro und eine Verstetigung auf diesem Niveau gefordert. Das Ziel 
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der Bundesregierung die Sanierungsrate von 1% auf 2% zu verdoppeln hat der 

DGB bisher begrüßt und dafür die Verdoppelung der Fördermittel auf 5 Milliarden 

Euro jährlich als erforderlich angesehen, um das Ziel zu erreichen. Der DGB hat 

wegen der Notwendigkeit einer verlässlichen Finanzierung in beiden Fällen die 

Einstellung der Fördermittel in den Bundeshaushalt für erforderlich angesehen, da 

die Bundesregierung bisher zwar neue Förderinstrumente genannt hatte (Energie- 

und Klimafonds EKF), aber durch rechtliche Unsicherheiten eine verlässliches Auf-

kommen nicht absehbar war. 

 

Vermutlich wegen der Unsicherheiten hat die Bundesregierung bei den „Eckpunk-

ten Energieeffizienz“ darauf verzichtet, das Sondervermögen „Energie- und Klima-

fonds“ als Finanzierungsinstrument erneut zu benennen. Allerdings wurde am 

06.06.2011 im Bundeskabinett der Gesetzentwurf  

des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermögens 

„Energie und Klimafonds“ (EKFG-ÄnderungsG) beschlossen, das eine neue Finan-

zierung des Sondervermögens Energie- und Klimafonds (EKF) darstellt. Dies wird 

vom DGB ausdrücklich begrüßt, da sonst die Finanzierung des CO2-

Gebäudesanierungsprogramms nicht gesichert wäre. In den Fonds sollen die ge-

samten Erlöse aus dem Emissionshandel fließen sowie Steuermittel, die den Fonds 

jährlich mit drei Milliarden € ausstatten sollen. Aus dem EKF sollen dann neben der 

Förderung von Energieeffizienz, erneuerbare Energien, Energiespeicher- und Netz-

technologien, Klima- und Umweltschutz sowie Entwicklung der Elektromobilität, 

auch Ausgleichszuschüsse an stromintensive Unternehmen und das CO2-

Gebäudesanierungsprogramm finanziert werden. Nicht enthalten darin ist das 

Marktanreizprogramm (MAP), das über die BAFA abgewickelt wird. 

 

In Betracht gezogene Mietrechtsänderungen 

 

Da in den „Eckpunkten Energieeffizienz“ ausdrücklich im ersten Absatz darauf hin 

gewiesen wird, „Die im Energiekonzept formulierten Ziele und Maßnahmen gelten 

uneingeschränkt fort“, ist es aus Sicht des DGB erforderlich, vorsorglich auch auf 

die Vorstellungen der Bundesregierung zu einer in Betracht gezogenen Mietrechts-

änderung einzugehen. Zumal aktuell in der Entschließung des Bundesrates zur 

Schaffung von Anreizen und zur Beseitigung von Hemmnissen zur energetischen 

Modernisierung von Wohnimmobilien im Antrag des Landes Hessen (Drucksache 

336/11) vom 30. Mai 2011 zur Mietrechtsänderung aufgefordert wird. 
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Die im Energiekonzept relativ neutral angekündigte Änderung des Mietrechts klingt 

allerdings fast wie eine Drohung an die Mieter, wenn man als Hintergrund die da-

zugehörige Verlautbarung der Bundeskanzlerin Merkel vom 29.09.2010 ernst 

nimmt. Sie hat sich dahingehend geäußert, „dass wir uns zukünftig auf steigende 

Mieten wegen der Sanierung einstellen müssten“. 

 

Hier sieht der DGB noch erheblichen Klärungsbedarf  hinsichtlich einer sozial ge-

rechten Lösung. 

 

Festzustellen ist zunächst, dass die Arbeitnehmer und Mieter derzeit bereits eine 

Wohnkostenbelastung von ca. 30 bis 40% ihres Einkommens zu tragen haben, 

deshalb sollte die Bundeskanzlerin mit ihrer Bundesregierung über Entlastungen 

und nicht über zusätzliche Belastungen der Mieter nachdenken. 

 

Festzuhalten ist auch, dass es sich bei der Energetischen Gebäudesanierung im 

Wesentlichen um drei Akteure handelt, deren angemessene Beteiligung einer sozi-

al gerechten Regelung bedarf. 

 

4. 1Die Hausbesitzer oder Vermieter die energetisch sanieren haben den Nutzen 

einer Wertsteigerung der Wohnung und eine zukünftig bessere Vermietbarkeit. 

 

5. Die Mieter profitieren auch durch geringere Heizkosten. 

 

6. Die Gesellschaft und damit die Bundesregierung erreicht hierdurch einen Teil 

der Klimaschutzziele, verringert durch die Absenkung des Energieverbrauchs 

ihre Importabhängigkeit vom Öl und kann durch die Energieeinsparung die Brü-

cke in das erneuerbare Energiezeitalter verkürzen. 

 

Die Bundesregierung muss deshalb die öffentliche Förderung für Hausbesitzer und 

Vermieter deutlich ausweiten, dies kann z.B. durch zinsgünstige Kredite, direkte 

Zuschüsse, Restschulderlass sowie durch steuerliche Anreize zur Förderung der 

Sanierung erreicht werden.  

 

Deshalb begrüßt der DGB den Entwurf des Gesetzes zur steuerlichen Förderung 

von energetischen Sanierungsmaßnahmen an Wohngebäuden (Drucksache 

17/6074), der von der Bundesregierung am 06.06.2011 im Kabinett beschlossen 

wurde. Vermieter können demnach ab 01.01.2012 jährlich 10 % der Investitions-
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kosten für energetische Gebäudemodernisierungsmaßnahmen absetzen. Bei privat 

genutztem Eigentum können die Aufwendungen als Sonderausgaben bei der Steu-

er geltend gemacht werden. (§§ 7 bzw. 10 EkStG). Voraussetzung ist, dass der 

jährliche Primärenergiebedarf  85% des nach der EnEV errechneten Wertes für Re-

ferenzgebäude nicht überschreitet, Nachweis nach § 21 EnEV. 

 

Mit diesem steuerlichen Instrument werden 1,5 Mrd. Euro zusätzlich, zu den 1,5 

Mrd. Euro des CO2-Gebäudesanierungsprogramms, zur Förderung der energeti-

schen Gebäudesanierung zur Verfügung gestellt, die als Steuervergünstigungen 

von Bund, Länder und Kommunen zu tragen sind. Die damit zur Verfügung gestell-

ten insgesamt 3 Mrd. Euro bedeuten allerdings auch eine hohe Verantwortung an 

die Haus- und Wohnungseigentümer, die dann nicht auch noch die Mieter zusätz-

lich zur Kasse bitten können, indem sie unbegrenzt die energetischen Sanierungs-

kosten auf die Mieter abwälzen. 

 

Der Vermieter kann bereits seine Sanierungskosten mit 11% der Kosten auf die 

Jahresmiete umlegen und auf den Mieter entsprechend dem gültigen Mietrecht 

überwälzen. Damit zum guten Schluss nicht der Mieter die gesamten Kosten der 

Energetischen Sanierung für den Hausbesitzer oder Vermieter bezahlen muss, ist 

eine sozial gerechte Lösung bei einer Novellierung des Mietrechtes in folgender 

Form zu verankern. Die Überwälzung der energetischen Sanierung über die 11%-

Regelung, muss begrenzt werden von der Seite der Heizkosteneinsparung. Eine 

Abwälzung der  

Sanierungskosten dürfen nur maximal in Höhe der tatsächlich eingesparten Heiz-

kosten über die 11%-Regelung im Mietrecht erfolgen. Damit würde der Mieter im 

Rahmen der eingesparten Heizkosten beteiligt, wobei sich die Kaltmiete maximal 

um den Betrag der eingesparten Heizkosten erhöhen könnte. Für den Mieter wäre 

diese Lösung aufkommensneutral, denn die Gesamtmiete würde dann nicht stei-

gen. Diese Lösung schlägt der DGB der Bundesregierung für den Fall vor, dass ei-

ne Mietrechtsänderung begonnen wird, um das Mietrecht für energetische Sanie-

rungen investitionsfreundlicher zu gestalten. 

 

Wenn man den Mieter wie vorgenannt im Umfang der eingesparten Heizkosten be-

teiligt, dann wäre es allerdings nicht mehr als billig, ihm im Falle steigender Heiz-

kosten wegen nicht vorgenommener energetischer Sanierung auch ein Mietminde-

rungsrecht einzuräumen, damit auch beim Hausbesitzer die Eigenverantwortung 

zur energetischen Sanierung gestärkt wird. Dies wäre auch ein Beitrag, den das 

Gelöscht: darf
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Mietrecht zur Stärkung der Eigenverantwortung der Hausbesitzer leisten kann, um 

das Mietrecht für energetische Sanierungen investitionsfreundlicher zu gestalten. 

 

Aus Sicht des DGB ist es zu begrüßen, wenn die Bundesregierung die Anforderun-

gen an die Energieberater und Sachverständigen im Zuge steigender energetischer 

Anforderungen weiterentwickelt und soweit möglich vereinheitlicht, um bei der 

Bauausführung auf ein möglichst hohes und einheitliches Qualitätsniveau zu kom-

men. Durch geeignete Qualitätssicherungsmaßnahmen sind außerdem die Qualität 

der Energieberatung und Bauausführung kontinuierlich zu verbessern. 

 

Eine zusätzliche ergänzende Finanzierung von Maßnahmen der energetischen 

Gebäudesanierung durch die Bundesländer ist eine alte Forderung, die der DGB 

bereits seit 2001 einfordert. Zusätzliche ergänzende Fördermittel aber regelmäßig 

durch leere Haushaltskassen der Länder meist nur für Beratungsleistungen ausrei-

chen. 

 

 

5. Sanierungsfahrplan  

 

Bei dem vorgeschlagenen Sanierungsfahrplan zur Erreichung eines nahezu klima-

neutralen Gebäudebestandes ist für den DGB zentral wichtiger Gesichtspunkt, dass 

bei den Anforderungen an Gebäude grundsätzlich zwischen Gebäudebestand und 

Neubau unterschieden werden muss. Die wirtschaftliche Vertretbarkeit muss im 

Verhältnis zu der beabsichtigten Maßnahme stehen. Dadurch muss verhindert wer-

den, dass sich aus Anforderungen eines Sanierungsfahrplans stillschweigenden 

Enteignungen entwickeln können, die sozial nicht vertretbar sind. Zum Beispiel, 

wenn Gebäude- oder Wohneigentum zur Alterssicherung erworben wurde und den 

Eigentümer überfordern, wenn die Minderung des Primärenergiebedarfs um 80% 

im Sanierungsfahrplan gefordert ist. Ein Rentner wäre dann bei solchen ordnungs-

rechtlichen Anforderungen gezwungen sein Wohneigentum und damit seine Alters-

sicherung zu verkaufen (siehe ausführlich auch unter „1. Energieeffizienz von Ge-

bäuden“, 1. Absatz). 

 

Grundsätzlich sollten ordnungsrechtliche Maßnahmen dem Neubau vorbehalten 

bleiben und der Gebäudebestand durch Anreizförderung vorangebracht werden, 

wie z. B. zinsgünstige Kredite, direkte Zuschussfinanzierung, höhere Förderung für 

ambitionierte energetische Sanierungsmaßnahmen, steuerliche Erleichterungen 
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und Abschreibungsmöglichkeiten, etc. Wenn ordnungsrechtliche Maßnahmen den-

noch im Gebäudebestand ergriffen werden, sind diese sozialverträglich zu gestal-

ten. 

Eine Ausweitung der Förderung ist aus Sicht des DGB der beste Sanierungsplan 

für den Gebäudebestand. Hierzu müssen gegebenenfalls auch neue Finanzie-

rungsquellen erschlossen werden. Es ist überhaupt nicht einzusehen, dass Banken 

wie selbstverständlich Rettungsschirme mit einer Größenordnung von rund 500 

Mrd. Euro entgegennehmen, ohne sich anschließend besonders an den notwendi-

gen staatlichen Zukunftsaufgaben zu beteiligen. Deshalb wäre nicht nur für diesen 

speziellen Fall der Ausweitung der Förderung anstelle eines Sanierungsplans, son-

dern insgesamt für die Finanzierung von Maßnahmen aus den Eckpunkten Ener-

gieeffizienz über die Einführung und teilweisen Verwendung einer Finanztransakti-

onssteuer ernsthaft zu beraten. 

 

Die EU Gebäuderichtlinie trägt dieser Rechtsauffassung, dass ordnungsrechtliche 

Maßnahmen insbesondere dem Neubau vorbehalten bleiben sollten, ausdrücklich 

Rechnung, in dem sie diesen Niedrigstenergiestandard nur für Neubauten ab 2020 

zwingend vorschreibt. Deshalb sollte die Bundesregierung diesen Sachverhalt auch 

bei dem Sanierungsfahrplan für Gebäude, insbesondere für den Gebäudebestand 

berücksichtigen. 

 

Zu überprüfen ist aus Sicht des DGB auch die pauschale Aussage zum „Ersatz-

neubau“ die von der Bundesregierung sehr unkritisch im Folgenden formuliert wird,  

„Gebäude, die bis zum Jahr 2050 ersetzt werden, wie auch Neubauten im Allge-

meinen werden nach dem jeweils geltenden anspruchsvollen Neubaustandard er-

richtet. Der Ersatzneubau leistet damit unzweifelhaft auch einen Beitrag zum Kli-

maschutz und zur Energieeinsparung.“ 

Bei zurückgehender Bevölkerung gibt es heute schon den Rückbau von Wohnbe-

ständen, wenn eine Vermietbarkeit nicht mehr gewährleistet ist. Wenn es an Woh-

nungen mangelt, dann ist dies insbesondere günstiger bezahlbarer Wohnungsbe-

stand. Ersatzneubau wäre vermutlich ein Abriss gefolgt von einem Neubau, der in 

der Regel nur zu teurerem Mietpreisniveau führt. Ob dies dann auch noch ein För-

dertatbestand sein soll ist zu bezweifeln, insofern wäre diese Aussage der Bundes-

regierung zu überprüfen.  

 

 

6. Mindeststandards und Effizienzkennzeichnung  
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Eine transparente Kennzeichnung des Energieverbrauchs insbesondere von Pkws – 

aber auch von allen Verkehrsträgern - und energiebetriebenen Produkten voranzutrei-

ben schafft Wettbewerb in Richtung Energieeffizienz und ist eine Hilfestellung für den 

Verbraucher. 

 

Die Weiterentwicklung der europäischen Produktstandards nach der Öko-Design-

Richtlinie sowie der Energieverbrauchskennzeichnungs-Richtlinie entsprechend einem 

fortschrittlichen Stand der Technik einsetzen, der sich insbesondere an der besten ver-

fügbaren Technik orientiert (Top-Runner-Ansatz) ist bereits gängige Praxis bei der 

Auszeichnung umwelt- und energieeffizienter Produkte durch den „Blauen Engel“ an 

der sich der DGB seit Jahren beteiligt. 

 

Der DGB legt dabei besonderen Wert darauf, dass neben Energieeffizienzkriterien 

auch soziale und ökologische Kriterien gleichwertig berücksichtigt werden und Anpas-

sungen an den Stand der Technik über verlässliche Zeitpläne integriert werden, um 

den Herstellern und Verbrauchern ausreichend Planungsspielräume für ihre Investitio-

nen zu ermöglichen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


